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O els , den 20. Januar 1888. 26. DIer
        

von einem von dem Reichs-Versicherungsamt zu be-

e. 3.
L- AmtlicherTheir.

A. Bekanntmachungen des Königlichen Landraths-Amts.
Nr. 27. Oels, den 17. Januar 1888.

Die Bauunfallversicherung betr.
andem ich auf die Bestimmungen des Bau-

unsallversicherungsgesetzes vom,11. Juli ‚1887 (R».-
Ges.-Bl. S. 287) verweise, bringe ich hierunter die
Ausführungs-Bestimmungen zur allgemeinen Kenntniß
und ersuche die Ortsbehörden, sich mit denselben ge-
nau bekannt machen und nach denselben verfahren zu

wollen.
Berlin, den 12. Dezember 1887.
Bekanntmachung, »

betreffend die Nachweisungen von Regie-Bauarbeiten
Vom 12. Dezember 1887.

Nach § 22 Absatz 1 des Bauunfallversicheiungs-
gesetzes vom 11. Juli 1887. (Reichs-Gesetzblatt S. 287)
haben Unternehmer, welche Regie-Bauarbe1ten aus-
führen, zu deren Ausführung, einzeln genommen, mehr
als sechs Arbeitstage thatsächlich verwendet worden sind,  

stimmenden und öffentlich bekannt zu machenden Zeit-
punkte ab der von der Landes-Centralbehörde bestimmten
Behörde nach einem von dem Reichs-Versicherungsamt
vorzuschreibenden Formular längstens binnen drei
Tagen nach Ablauf eines jeden Monats eine Nach-
weisung der in diesem Monate bei Ausführung
der Bauarbeiten verwendeten Arbeitstage und der von
den Versicherten dabei verdienten Löhne und Gehälter
vorzulegen.

Als Zeitpunkt, von welchem ab die Nachweisungen
vorzulegen sind, wird hiermit der 1. Januar 1888
bestimmt. «

Für die einzureichenden Nachweisungen wird das
unten abgedruckte Formular vorgeschrieben.

Jm Uebrigen wird wegen der Anmeldung auf die
beigefügte Anleitung hingewiesen.

Das Reichs-Versicherungsamt. Böd ik er.

Formular für die Nachweisung.
Staat .........
Bezirk der höheren Verwaltungsbehörde
Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde .....
Gemeinde- (Stadt-) (Guts-) Bezirk

· N a d) w e is u n g
der im Monat ....... 18 . . ausgeführten Regie-Bauarbeiten, zu deren Ausführung mehr als

sechs Arbeitstage ihatsächlich verwendet worden sind.
(g 22 des Bau-Unfallversicherungsgesetzes.)

Wohnung des Unternehmers .
Bor- und Zuname, Stand und .....

Ort der Bauarbeit (Baustelle). .« :
Gegenstand der Bauarbeitl) .......

. Art des Betriebes2) ..........

0000000000000000000000

Jst die Arbeit schon im vorvergangenen Monat begonnen worden? (Ja oder Nein.)3) .....
Jst für den vorvergangenen Monat schon eine Nachweisung vorgelegt worden? (Ja oder Nein)3) ‘) . .

. Jst die Bauarbeit beendigt? (Ja oder Nein.) . .
. VäennNdie )Bauarbeit noch nicht beendet ist, wird sie im laufenden Monat fortgesetzt werden? (Ja

0 er ein......

J
e
d
w
e
d
e
s
-
O
z
-

P

Jl) Z. B. Neubau eines Schuppens durch Maurer-, Zimmer- und Dachdeckerarbeit.
ei mehreren Arbeitszweigen ist der Hauptarbeitszweig zu unterstreichen.

5'.) g. «B. »Handbetrieb, Betrieb mit Motoren 2c. __
a) et Einreichung der Nachweisung für den Monat Januar 1888 sind die Fragen e und f nichtzu beantworten.
‘) Die Frage f ist nur dann zu beantworten, wenn die Frage e bejaht worden ist. .
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A n l ei tu n g » ·
in Betreff der Nachweisungen von Regie-Bauarbeiten

1. Zur Einreichung von Nachweisungen sind gemaß
§ 22 Absatz 1 in Verbindung mit § 4 Ziffer 4 Ab-

fatz 1 des Bauunfall-Versicherungsgesetzes verpflichtet:

a. alle Privatpersonen, welche Bauarbeiten nicht

gewerbsmäßig als Unternehmer, d. h. fur «ihre

Rechnung ausführen, bezüglich dieser Buuarbeiten ;

Kommunalverbände (Provinzene Kreise, Städt-

und Landgemeinden, selbstständige Gutsbezirke,
Distriktsgemeinden in Bayern, Amtskorporationen

in Württemberg, Aemter in der Provinz West-

falen 2c.) und andere öffentliche Korporationen
(z. B. Deich- oder Meliorationsverbände, Kirchen-
gemeinden oder Stiftungen), welche Bauarbeiten
als Unternehmer in eigener Regie ausführen,
bezüglich dieser Bauarbeitenz „ . . «

2. Nachweisungen sind einzureichen fur diejenigen
Bauarbeiten, zu deren Ausführung, einzeln genommen,

mehr als sechs Arbeitstage thatsächlich verwendet worden
sind. Letzteres ist sowohl dann der Fall, wenn ein
Arbeiter mehr als sechs Arbeitstage thätig gewesen ist,
als auch dann, wenn mehr als sechs Arbeiter einen
Arbeitstag thätig waren, als auch dann, wenn über-
haupt Arbeiter zusammen mehr als sechs Arbeitstage

itsschichten, Tagewerke) aufgewendet haben. '
3. Bezüglich der Verpflichtung zur Einreichung einer

Nachweisung macht es keinen Unterschied, ob es sich
um einen Neubau oder um die Unterhaltung und
Wiederherstellung bestehender Baulichkeiten handelt.

4. Nicht verpflichtet zur Einreichung von Nach-
weisungen sind: «

a. das Reich und die Bundesftaaten bezüglich der-
jenigen Bauarbeiten, welche von ihnen als Un-
ternehmer ausgeführt werden;

b. alle Eisenbahnverwaltungen, einschließlich der Ver-
waltungen von Pferdebahnen, Arbeitsbahnen oder
ähnlichen Unternehmungen, bezüglich derjenigen
Bauten, welche von ihnen für eigene Rechnung
(in eigener Regie, ohne Uebertragung an einen
anderen Unternehmer, durch direkt angenommene
und gelohnte Arbeiter und Betriebsbeamte) aus-
geführt werden;

c. Personen, welche gewerbsmäßig Bauarbeiten(Hoch-
oder Tiefbauarbeiten) ausführen, bezüglich dieser
Arbeiten;
Unternehmer, welche Bauarbeiten ausführen, die
als Nebenbetriebe oder Theile eines anderen Be-
triebes anderweit versicherungspflichtig sind.

Die laufenden Reparaturen an den zum·Be-
triebe der Land- und Forstwirthschaft dienenden
Gebäuden und die zum Wirthschaftsbetriebe ge-
hörenden Bodenkultur- und sonstigen Bauarbeiten,
insbesondere die diesem Zweck dienende Herstellung
oder Unterhaltung von Wegen, Dämmen, Kanälen
unb Wasserläufen, gelten als Theile des land-
und forstwirthschastlichen Betriebes, wenn sie von
Unternehmern land- und forstwirthschaftlicher Be-
triebe ohne Uebertragung an andere Unternehmer
auf Ihren GVUUDstÜern ausgeführt werden. Wenn
aber solche Bauarbeiten nicht von dem Unternehmer

n.
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desjenigen land- oder forstwirthschaftlichen Be-
triebes, zu dessen Gunsten sie vorgenommen wer-
den, für eigene Rechnung ausgeführt werden, so
gelten sie nicht als Theile dieses Betriebes.

Die laufenden Reparaturen an den Gebäuden,
welche zu den im § 1 des Unfallversicherungs-
gesetzes vom 6. Juli 1884 gedachten Betrieben
dienen, und die zum laufenden Betriebe gehörenden
Bauarbeiten gelten als Theile des Fabrik- 2c. Be-
triebes, wenn sie von dem Unternehmer des Fabrik-
2c. Betriebes ohne Uebertragung an andere Unter-
nehmer auf seinem Grundstücke ausgeführt werden,

5. Die Verpflichtung zur Einreichung von Nach-
weisungen fällt weg: .

a. für Kommunalverbände oder andere öffentliche
Korporationen, wenn dieselben bezüglich aller oder
einzelner Arten der von ihnen als Unternehmer
ausgeführten Bauarbeiten derjenigen Berufsge-
nos enschaft, welche in dem betreffenden Bezirke
für die Gewerbetreibenden der betreffenden Art
errichtet ist (Tiefbau-Berufsgenossenschaft oder die
betreffende Baugewerksgenossenschaft), durch eine
von ihrem Vorstande abgegebene entsprechende
Erklärung als Mitglied beigetreten siud, bezüglich
derjenigen Bauarbeiten, betreffs deren die Er-
klärung abgegeben worden ist;
.für Kommunalverbände oder andere öffentliche
Korporationen, sofern die Landes-Centralbehörde
auf deren Antrag erklärt hat, daß fie zur Ueber-
nahme der durch die Versicheruug entstehenden
Lasten für leistungsfähig zu erachten sind;

. für Kommunalverbände, öffentliche Korporationen
und andere Bauherren, welche regelmäßig ohne
Uebertragung an andere Unternehmer Bauarbeiten
ausführen, wenn auf ihren Antrag von der Ver-
waltung der mit der Berufsgenossenschaft ver-
bundenen Versicherungsanstalt der Betrag der
der Berechnung der Prämien zu Grunde zu le-
genden Arbeitslöhne und Gehälter in Pausch
und Bogen festgesetzt worden ist (§ 29 des Bau-
unfallversicherungsgesetzes).

6. Nachweisungen sind vorzulegen für Bauarbeiten
jeder Art, also für Maurer-, Zimmer-, Dachdecker-,
Steinhauer-, Brunnenarbeiten, Tüncher-, Verputzer-
(Weißbinder-), Gypser-, Stuckateur-, Maler-« (Anstrei-
cher-), Glaser-, Klempner- und Lackirerarbeiten bei
Bauten, für die Anbringung, Abnahme, Verlegung und
Reparatur von Blitzableitern, für Schreiner- (Tischler-),
Einsetzer-, Schlosfer- und Anschlägerarbeiten bei Bauten,
für Eisenbahn-, Kanal-, Wege-, Strom-, Deich-, Me-
liorations-, Entwässerungs-, Bewässerungs-, Draini-
rungs- und andere Erdarbeiten, für Ofensetzen, Ta-
pezieren (Tapetenankleben), Stubenbohnen, Anbringung,
Abnahme und Reparatur von Wetterrouleaux (Mar-
quifen, Jalousien) 2c.

7. Wenn ein Baugewerbetreibender eine Bauarbeit
ausführt, welche zu feinem gewerbsmäßigen Betriebe
nicht gehört, auch nicht zu demselben in dem Verhält-
nisse eines Nebenbetriebes (§ 9 Absatz 3 des Unfall-
versicherungsgesetzes beziehungsweise § 9 Absag 2 des
Bauunfallversicherungsgesetzes) steht, so ist ezüglich
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dieser Bauarbeit eine Nachweisung ebenso einzureichen,
als wenn ein Nichtgewerbetreibender eine Bauarbeit
ausführt. Es ist also z. B. eine Nachweisung vorzu-
·legen, wenn ein Bauschlosser im Regiebetriebe für sich
ein Wohnhaus errichtet.
_ 8. Eine Nachweisung ist nicht einzureichen bezüglich
solcher Bauarbeiten, welche eine Privatperson für ihre
Rechnun (als Unternehmer) allein und ohne Gehülfen
und sonstige Arbeiter ausgeführt hat. Dagegen ist
eine Nachweisung einzureichen, wenn bei der Ausfüh-
rung einer Bauarbeit ein Familienangehörigen des
Unternehmers als Gehülfe oder sonstiger Arbeiter be-
schäftigt war, mit Ausnahme der Ehefrau, welche
niemals als eine von ihrem Ehemanne beschäftigte
Arbeiterin gilt. Jm Uebrigen ist die Pflicht zur Ein-
reichung der Nachweisungen weder von der Zahl der
bei der Ausführung der Bauarbeit beschäftigten Ar-
beiter, noch von der Art der Ausführung (Handbe-
trieb, Motorenbetrieb 2c.) abhängig.

9. Zur Einreichung der Nachweisung verpflichtet
ist der Unternehmer der Bauarbeit oder sein gesetz-
licher Vertreter.

Als Unternehmer im Sinne des Bauunsallver-
sicherungsgesetzes gilt bei Bauarbeiten, welche nicht in
einem gewerbsmäßigen Baubetriebe ausgeführt werden,
derjenige, für dessen Rechnung dieselben ausgeführt
werden.

Für die Verpflichtung zur Einreichung der Nach-
weisungen ist es an sich ohne Bedeutung, ob der Un-
ternehmer eine physische oder eine juristische Person,
ein Kommunalverband oder eine Privatperson ist.

10. Die Einreichung der Nachweisungen hat vom
1. Januar 1888 ab zu erfolgen, d. h. es sind erst-
malig für die im Monat Januar 1888 ausgeführten
Bauarbeiten Nachweisungen einzureichen. Die Einrei-
chung muß längstens binnen drei« Tagen nach Ablauf
des Monats, also für die im Monat Januar ausge-
führten Bauarbeiten längstens bis zum 3. Februar
einschließlich, geschehen.

11. Wenn der dritte Tag eines Monats ein Sonn-
tag oder allgemeiner Feiertag ist, fo endigt die Frist
zur Vorlegung der Nachweifung für die im vorher-
gehenden Monat ausgeführten Bauarbeiten mit Ab-
lauf des nächstfolgenden Werktages.

12. Wenn eine einzelne Bauarbeit, zu deren Aus-
führung mehr als sechs Arbeitstage thatsächlich ver-
wendet werden, sich über zwei Monate erstreckt, und
auf den ersten Monat nur sechs oder weniger als
sechs Arbeitstage entfallen, so ist für den ersten Mo-
nat keine Nachweisung vorzulegen. Dagegen sind in die
Nachweisung für den zweiten Monat die sämmtlichen
auf die Ausführung der Bauarbeit bis dahin ver-
wendeten Arbeitstage, sowie die sämmtlichen von den

 

 

Versicherten dabei verdienten Löhne und Gehälter
aufzunehmen. .

Zum Beispiel: ein Privatmann läßt durch einen
Dachdeckergesellen, welcher gerade außer Arbeit steht,
das Dach seines Hauses umdecken. Die Arbeit, welche
acht Arbeitstage in Anspruch nimmt, wird am 30.
Januar 1888 begonnen und — da der 5. Februar
1888 ein Sonntag ist — am 7. Februar beendigt.

i

 

 

Jn diesem Falle ist für den Monat Januar keine
Nachweisung vorzulegen; dagegen ist eine solche für“
den Monat Februar einzureichen und sind in derselben
die sechs Arbeitstage, welche im Monat Februar auf
die Ausführung des Dachumdeckens verwendet worden
sind, und die zwei Arbeitstage des Monats Januar
nebst allen von den Versicherten hierbei verdienten
Löhnen und Gehältern auszuführen.

Wenn dagegen eine Bauarbeit sich über zwei Mo-
nate erstreckt, in jedem Monat aber mehr als sechs
Arbeitstage zu ihrer Ausführung verwendet worden
find, so· ist für jeden dieser Monate eine besondere
Nachweisung rechtzeitig einzureichen. Gesetzt z. B., die
oben angeführte Arbeit des Dachumdeckens hätte vier-
zehn Arbeitstage erfordert und vom 24. Januar bis
8. Februar 1888 gewährt, so müßte für die im Mo-
nat Januar auf die Ausführung verwendeten sieben
Arbeitstage spätestens am 3. Februar eine Nachwei-
sung eingereicht werden, desgleichen für die im Monat
Februar verwendeten sieben Arbeitstage spätestens am
3. März. Jn der Nachweisung für den Monat Ja-
nuar wäre auf Seite 1 des Formulars die Frage g
mit »Nein« zu beantworten; dagegen wären in der
Nachweisung für den Monat Februar auf Seite 1 des
Formulars die Fragen e, f und g mit »Ja« zu be-
antworten.

Gleiches gilt, wenn eine Bauarbeit sich über zwei
Monate erstreckt und im ersten Monat mehr als sechs,
im zweiten Monat nur fechs oder weniger als sechs
Arbeitstage zu ihrer Ausführung verwendet werden.
Jn diesem Falle ist nicht nur für den ersten Monat,
sondern auch für den zweiten, obgleich in diesem, für
sich allein genommen, nicht mehr als sechs Arbeits-
tage verwendet worden sind, eine Nachweisung vor-
zulegen. Jn der Nachweisung für den zweiten Monat
ist hierbei durch Bejahung der auf Seite 1 des Formulars
unter lit. e gestellten Frage ersichtlich zu machen, daß
die Bauarbeit, auf deren Ausführung im zweiten Monat
Arbeitstage verwendet wurden, eine schon im vor-
vergangenen Monat begonnene, im Ganzen mehr als
sechs Arbeitstage erfordernde Bauarbeit war. Wenn
z. B. die mehrerwähnte Arbeit des Dachumdeckens
am 20. Januar 1888 begonnen und am 4. Februar
geendigt hätte, so wäre der Unternehmer verpflichtet,
für die im Monat Januar auf die Ausführung ver-
wendeten zehn Arbeitstage (und den hierauf treffenden
Lohn) spätestens am 3. Februar eine Nachweisung
einzureichen und für die im Monat Februar hierauf
verwendeten vier Arbeitstaage spätestens am 3. März
eine weitere Nachweisung vorzulegen.

13. Für die einzureichenden Nachweisungen ist das
oben abgedruckte Formular zu benutzen.

Eine Nachweisung ist nur vorzulegen für diejenigen
Monate, in welchen Bauarbeiten stattgefunden haben.

14. Jn der Nachweisung sind die in dem betreffenden
Monat bei Ausführung der Bauarbeit verwendeten
Arbeitstage (einschließlich der halben und Viertel-Ar-
beitstage) anzugeben, desgleichen die von dem Ver-
sicherten hierbei verdienten Löhne und Gehälter.

Wenn die Arbeiter nicht nach Tagelöhnen, sondern
nach einer Akkordsumme bezahlt wurden, so ist der
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verdiente Lohn nach Maßgabe der in jedem Monat

auf die Ausführung verwendeten Arbeitszeit Fu be-

rechnen und in die Nachweisung des betre enden

Monats einzustellen.« . »
Jn die Nachweisungen sind die» von den Ber-

sicherten verdienten Löhne und Gehalter voll einzu-

etzen, auch wenn sie den Betrag von vier Mark sur

den Arbeitstag übersteigen. . ·

Als Gehalt oder Lohn gelten auch eJHantieiiien

und Naturalbezüge, letztere nach Qrtsdurchschnittspreisen

berechnet. » «
Die Arbeitstage, Löhne und Gehalter der bei

den Bauarbeiten beschäftigten Betriebsbeamten, deren

Jahresarbeitsverdienst an»Lohn oder Gehalt 2000
Mark übersteigt, sind in die Nachweisungen nicht auf-

zunehmen. .
15. Jn den Nachweisungen sind der Gegenstand

der Bauarbeit und die Art des Betriebes genau zu

bezeichnen, insbesondere ob derselbe lediglich ein Hand-

betrieb ist oder unter Benutzung elementarer Kraste

(Wind, Wasser, Dampf, Gas, heiße Lust &c.) erfolgt.

Wenn bei der Ausführung einer Bauarbeit
mehrere Arten (Kategorien) von Bauarbeiten vertreten
waren — z. B. bei der Ausführung eines Schuppens

fanden Maurer-, Zimmer- und Dachdeckerarbeiten
statt —, so sind die sämmtlichen Arten anzugeben,

und, wenn möglich, für jede Art die verwendeten Ar-
beitstage und die verdienten Löhne getrennt aufzu-
führen. Jst letzteres nicht angängig, so ist die
Hauptkategorie besonders hervorzuheben

16. Die Nachweisung ist der von der Zentral-
behörde bestimmten zuständigen Behörde vorzulegen, in
deren Bezirk die Bauarbeit ausgeführt wurde.

Für jedes einzelne Bauobjekt ist eine besondere
Nachweisung einzureichen.

17. Jst der Unternehmer einer Bauarbeit zweifel-
haft, ob er eine Nachweisung vorzulegen habe, so wird
derselbe gut thun, die Einreichungssrist nicht unbenutzt
verstreichen zu lassen, wenn er sicher sein will, den
aus der Nichteinreichung einer vorzulegenden Nach-
Wklllmg sich ergebenden Nachtheilen zu entgehen.
Hierbei bleibt ihm unbenommen, in der Spalte »Be-
m·erkungen«» die Gründe anzugeben, aus denen er
seine Verpflichtung zur Einreichung einer Nachweisung
bezweifelt.

18. Schließlich werden die betheiligteii Unter-
nehmer noch besonders darauf aufmerksam gemacht,
daß, wenn sie die vorgeschriebene Nachweisung nicht
rechtzeitig oder nicht vollständig einreichen, die von
der Landes-Central-Behörde bestimmte Behörde die
Nachweisungen nach ihrer Kenntniß der Verhältnisse
selbst aufzustellen oder zu ergänzen hat. Sie kann zu
Ptesem Zweck die Verpflichteten zu einer Auskunft
innerhalb einer zu bestiinmenden Frist durch Geld-
strafen bis zu einhundert Mark anhalten.

« Ferner können Unternehmer, welche den ihnen
obliegenden Verpflichtungen in Betreff der Einreichung
der Nachweisungen nicht rechtzeitig nachkommen, mit
einer Ordnungsstrafe bis zu dreihundert Mark belegt

 werden, und endlich können gegen Unternehmer Ordnungs- «

 

 

strafen bis zu fünfhundert Mark verhängt werdens
wenn die von ihnen eingereichten Nachweisungen un-
richtige thatsächliche Angaben enthalten.

Berlin, den 16. Dezember 1887.

Vorschriften ur Ausführung des Reichs-
gesetzes, betre end die Unfallversicherung der
bei Bauten beschaftigten Per onen, vom
11. Juli 1887 (Reichs-Gefetzbl. S. 287.)

Vom 16. Dezember 1887.
Zur Ausführung des Reichsgesetzes, betreffend

die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten Per-
sonen vom 11. Juli 1887 (Reichs-Gesetzbl. S. 287)
wird Folgendes bestimmt:

I.
Die Nachweisungen der in §§ 4, Ziffer 4, 21,

Buchstabe a des Reichsgesetzes bezeichneten Bauarbeiten
sind der Gemeindebehörde desjenigen Orts, in deren

 

Bezirk die Bauarbeiten ausgeführt werden, vorzulegen
(§ 22, Abs. 1 a. a. O.).

Vor Ansstellung der in § 22, Abs. 3 a. a. O.
bezeichneten Bescheinigung hat die Gemeindebehörde mit
der die Baupolizei innerhalb der betreffenden Gemeinde
führenden Behörde sich ins Benehmen zu fegen. Letz-
tere ist verpflichtet, der Gemeindebehörde auf deren
Antrag bei der Ermittelung derjenigen Bauarbeiten,
für welche nach den Vorschriften des §22 des Reichs-
gesetzes Nachweisungen vorzulegen wären und er-
forderlichen Falls bei der Aufstellung oder Ergänzung
dieser Nachweisungen (ä 22, Abs. 2 a. a. O.) be-
hilflich zu fein.

II.
’ Die» Vergütung, welche den Gemeindebehörden für

die Einziehung und Abführung der von Unternehmern
der bezeichneten Bauarbeiten zu entrichtenden Prämien«
von der Berufsgenossenschast zu gewähren ist (§ 25
a. a. Q) wird im Einvernehmeu mit dem Reichs-
Versicherungsamt auf 4 vom Hundert des abzuführen-
den Betrages, soweit derselbe nicht für die von der
Gemeinde selbst für eigene Rechnung ausgeführten
Bauarbeiten entfällt, festgesetzt. Die Gemeindebehörde
ist berechtigt, diesen Betrag, unter Einsendung einer
Berechnung desselben, von der abzuführenden Prämie
zu kürzen.

III.
. Die Unfallversicherung bezüglich der in I§§ 4,

Ziffer 4, 21, Buchstabe b bezeichneten Bauarbeiten
erfolgt auf Kosten der Kreise (Stadtkreife, Oberamts-
bezirke). Bezüglich der Entlave Gesell behält es
jedoch bei der Bestimmung des Reichägesetzes, nach
welcher die Unfallversicherung der bezeichneten Bau-
arbeiten auf Kosten der Gemeinden erfolgt, mit der
Maßgabe sein Bewenden (§ 30, Abs. 1 und 2 a. a. O.),
daß der Rest des Kreises Ziegenrück zur gemeinschaft-
lichen Uebernahme der bezeichneten Unfalllast vereinigt
und zu diesem Zweck durch die Kreiskorporation ver-
treten und verwaltet wird. Die Untervertheilung der
auf diese Vereinigung entfallenden Usnfalllast aufs die
einzelnen Gemeinden erfolgt vorbehaltlich abweichender



Beschlüsse der Kreiskorporation nach dem Verhältniß,
inwelchemdieseGemeindenzudenKreisabgaben beitragen,
Der Ministerfür Landwiritzhschafh Donainen und Forsten.

ueius.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

J. V.: Magdeburg.
Der Minister des Innern. J. V.: Herrfurth.

Der Minister der öffentlichen Arbeiten. J. A.: Schultz.
15099. Mc f. PS I As 97280 M. d. J.

1. 18907. M. . L. III. 21064. M. d. ö. A.

Nr. 26. Breslau, den 4. Januar 1888.
Es wird hierdurch auf die im nächsten Amtsblatt

erscheinenden Vorschriften zur Ausführung des Bau-
unsallversicherungsgesetzes vom 11. Juli 1887 (Reichs-
gesetzblatt S. 287) mit dem Ersuchen hingewiesen, für
Verbreitung dieser Vorschriften unter den Betheiligten
Sorge zu tragen.

Nach denselben sollen bei Regiebauten, zu deren
Ausführung mehr als sechs Arbeitstage verwendet
worden sind (§ 21 litt. a. a. a. O.) die von den
Unternehmern (Bauherren) gemäß § 22. a. a. O. hier-
über aufzustellenden Nachweisungen den Gemeinde-
behörden vorgelegt werden, letztere aber sollen vor
Abgabe der in § 22 Abs. 3 a. a. O. vorgeschriebenen
Bescheinigungen mit der die Baupolizei führenden Be-
lszörde sich in’s Benehmen setzen. Den Gemeindebehörden
tehen nach § 34 a. a. O. die Gutsherren und Ge-«
markungsberechtigten in selbstständigen Gutsbezirken
und Gemarkungen gleich. Die Gemeindebehörden haben
nach § 25 a. a. O. die auf die Unternehmer der be-
zeichneten Bauten repartirten Prämien einzuziehen und
an das zuständige Organ der Versicherungsanstalt ab-
uführeii; die den Gemeindebehörden hierfür zustehende
Bergütung ist in den gedachten ,,Vorschriften« auf vier
vom Hundert festgesetzt worden, also auf denselben Be-
trag, welcher den Gemeindebehörden nach Ziffer IV
20 der zur Ausführung des Reichsgefetzes vom 5. Mai
1886 (Reichs-Gesetzblatt S. 132) erlassenen Anweisung
vom 4. Juni v. J. für die durch § 81 des angezogenen
Gesetzes vorgeschriebene Abführung der Beiträge zur
Unfallversicherung in land- und sorstwirthschaftlichen
Betrieben zustehen soll.

Endlich ist vorgesehen worden, daß die Kosten
für die Unfallversicherung in solchen Regiebauten, zu
deren Ausführung höchstens sechs Arbeitstage ver-
wendet worden sind (§ 21 litt. b. des Gesetzes vom
11. Juli v. J.), im Allgemeinen nicht auf die einzelnen
Gemeinden, sondern auf die Kreise (Stadtkreise) um-
gelegt werden sollen (§ 30 a. a. O.). Die Umlegung
auf die Kreise erfolgt nach § 30 Abs. 1 a. a. O. nach
dem Maßstabe der Bevölkerung; die Untervertheilung
auf die einzelnen Gemeinden der Kreise 2c. erfolgt nach
§ 32 Abs. 1 a. a. O. wie bei anderen Communal-
abgaben der Kreise 2c., die Aufbringung innerhalb
der Gemeinden wie die der Gemeindeabgaben.

Von der Vorschrift des § 30 Abf. 3 a. a. O»
nach welcher die Landes-Centralbehörde eine Umlegung
nach Verwaltungsbezirken bestimmen und innerhalb
dieser die Vertheilung ordnen kann, wird bis auf
Weiteres ebensowenig Gebrauch gemacht werden, wie
von der Vorschrift des § 32 Abs. 2 a. a, O» nach  
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welcherjür die Untervertheilung innerhalb der Kreise 2c.
ein anderer Maßstab durch die Landesgesetzgebung fest-
gesetzt werden darf.· Denn zur Zeit läßt sich ein
zwingendes Bedürfniß für eine derartige allgemeine
Vorschrift nicht erkennen. Dagegen bleibt es nach der
angezogenen Bestimmung des § 32 Abf. 2 des Reichs-
gesetzes den Kreisen und den einzelnen Gemeinden un-
benommen, durch statutarische Bestimmung, welche der
diesseitigen Genehmigung bedarf, einen anderen Ver-
theilungsmaßstab festzusetzen, insbesondere zu bestimmen,
daß die Lasten von den Grund- oder den Gebäude-
besitzern, etwa nach dem Gebäudesteuernutzungswerth,
aufgebracht werden sollen.

Bei der Erwägung, ob derartige statutarische Be-
stimmungen erlassen werden sollen, wird davon aus-
zugehen sein, daß die in Frage stehenden Regiebauten
nur in Ausnahmefällen auf dem platten Lande, häufiger
aber innerhalb der Städte vorkommen werden. Denn
die Mehrzahl der auf dein Lande vorkommenden Regie-
bauten, welche höchstens sechs Arbeitstage erfordern,
werden von Unternehmern land- nnd forstivirthschaft-
licher Betriebe an ihren dem Betriebe der Land- und
Forstwirthschaft dienenden Gebäuden, an den Wegen
u. s. w. vorgenommen, galten also, wie in § 1 Abs. 4
des Bauunfallversicherungsgesetzes, zur Vermeidung
von Zweifeln ausdrücklich vorgesehen worden ist, als
Theile des land- und forstwirthschaftlichen Betriebes.
Hieraus folgt, daß alle diese kleinen (landwirthschast-
lichen) Regiebauten schon durch die Unfallversicherung
für die Land- und Forstwirthschaft, deren Jnslebentreten
binnen Kurzem bevorsteht, gedeckt werden, und aus
dem Bereiche der nach Maßgabe des Bauunfall-
versicherungsgesetzes eintretenden Unfallversicherung der
Regiebauten ausscheiden. Land- und Forstwirthe werden
also, wenn sie ihrerseits zur Unfallversicherung für die
kleinen Regiebauten auch anderer, insbesondere städti-
scher Gebäudebesitzer durch besondere an die Ver-
sicherungs - Anstalten der Baugewerks - Berufsgenossen-
schaften fließende Zuschläge zu den Eommunalabgaben
beitragen sollen, eine Belastung erfahren, welcher eine
Entlastung durch gleichartige Betheiligung dieser Ge-
bäudebesitzer an den betreffenden Kosten für land- und
forstwirthfchaftliche Regiebauten nicht gegenübersteht.
Andererseits darf aber auch nicht unbeachtet bleiben,
daß die Kosten der Unfallversicherung aus solchen
kleinen Regiebauten voraussichtlich sehr gering sein
werden. Denn derartige kleine ohne Uebertragung an
Baugewerbetreibende oder selbstständige Bauhandwerker
lediglich für Rechnung des Bauherrn durch direkt an-
genommene Arbeiter ausgeführte Bauarbeiten kommen
auch in Städten selten vor und werden noch seltener
Unfälle veranlassen, welche eine mehr als 13 Wochen
währende Erwerbsunfähigkeit oder den Tod zur Folge
haben. Bei einer so geringfähigen Belastung, welche
vermöge des Umlageverfahrens jedenfalls in den ersten
Jahren kaum fühlbar sein kann, möchten die aus Fest-
setzung eines besonderen Aufbringungsverfahrens sich
ergebenden Weitläufigkeiten und die mit einem solchen
vielleicht auch verknüpften Kosten zu dem Vortheil
nicht überall in richtigem Verhältniß stehen. Außerdem
darf nicht übersehen werden, daß nach der Auffassung
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des Reichs-Versicherungsamts das Sach- und Rechts-
verhältniß bei Regiebauten auch in der Jndustrie im
Wesentlichen dasselbe ist, wie nach der Vorschrift des
§ 1 Abs. 4 a. a. O. in der Land- und Forstwirthschaft.
Denn ebenso wie in der Landwirthschaft sollen auch
in der Industrie

die laufenden Reparaturen an Gebäuden, welche
zu den im § 1 des Unfallversicherungsgesetzes
vom 6. Juli 1884 gedachten Betrieben dienen,
und die zum laufenden Betriebe dienenden Bau-
arbeiten als Theile des Fabrik- 2c. Betriebes gelten,
wenn sie von dem Unternehmer des letzteren ohne
Uebertragung an andere Unternehmer auf seinem
Grundstücke ausgeführt werden,

und werden daher, ähnlich wie in der Land- und Forst-
wirthschast, bereits durch die Unfallversicherung für
die betreffenden industriellen Betriebe gedeckt. — Hier-
durch vermindert sich die Zahl derjenigen Bauarbeiten,
um welche es sich bei den in Rede stehenden Kosten
der Unfallversicherung handelt, erheblich, und in dem-
selben Maße werden in manchen Bezirken auch die
oben angedeuteten, bei der immerhin einfachen An-
wendung der Communalabgaben eintretenden Un-
zuträglichkeiten vermindert werden

Königl. Regierungs-Präsident.
J. V.

von Senden.
An sämmtliche Königl. Herren Landräthe des Be-

zirks und an den Magistrat der Königlichen Haupt-
und Residenzstadt hierselbft. I XIV. 3086.

Nr. 28. Breslau, den 5. Januar 1888.
Von den in den November- und Dezemberheften

des deutschen Handelsarchivs erfolgten Veröffentlichungen
werden nachstehende für den Handel- und Gewerbe-
treibenden des diesseitigen Verwaltungsbezirks von
besonderem Interesse erscheinen:

_ Novemberheft.
6. 891. Schweiz. ——- Einfuhr geaichter Glaswaaren.
6. 892. Rumänien. — Befreiung der zum Betriebe

des Weinbaues erforderlichen Geräthe vom
Eingangszoll .

6. 896. Vereinigte Staaten von Amerika. —- Zoll-
tarifentscheidungen des Schatzamts.

6. 902. Spanien. —- Vorschriften, betreffend die Ein-
juhr und Untersuchung von Alkohol.

6. 800. Zthgw '— Dtg dStiekexzeziandustrie der- eiz un es ora «S 814 Fahre 1886. rlbergs im

. . hina.—BedarfanVewäs erun sma inen.
6. 815. Manchester.—-DasBaumnjollenzsabrikchonO

- eschäst während· des dritten Quartals 1887.
6. 818. « andwirthschaftltche Maschinen und Geräthe

m den Vereinigten Staaten.
Dezemberheft.

6. 119/21. Deutsches Reich. —- Jnternationale
Jubiläums-Ausstellung in Melbourne
1888/89.

6. 922. Deutsches Reich. —- Bekanntmachung
der Bestimmungen zur Ausführung des s 

Gesetzes über den Verkehr mit Ersatz-
mitteln für Butter.

 

6. 925. Deutsches Reich. —- Beleihung von
Spiritus in Privatlageru landwirthschaft-
licher Brennereien.

6. 927. Rußland. — Zollbehandlung der Wies-
badener Pastillen, Salze, Seife und des
Mineralwassers ,,Kochbrunnen«.

6. 929. sVereinigte Staaten von Nordamerika. —
Zolltarifentscheidungen des Schatzamts

6. 944. Rußland. —- Ertrag von Getränkesteuern
im Jahre 1886.

6. 944. Rußland. —- Ergebniß der Tabak-
besteuerung im Jahre 1886.

6. 945. Oesterreich-Ungarn. —- Ertrag des Tabak-
monopols. · ,

6. 845. Handelskammerbericljjte — Liegnitz.
6. 847. - » Glogau.
6. 849. „ Görlitz.
6. 854. „ Breslau.
6. 862. „ Gleiwitz.
6. 893. Rumänien.

Einfuhr von Papier-.
Ew. Hochwohlgeboren wollen von Vorstehendem

den Betheiligten in geeigneter Weise EKenntniß geben.
Kgl. Regierungs-Präsident

J. V.: von Senden.

Oels, den 14. Januar 1888.
Vorstehende Verfügung bringe ich hierdurch zur

öffentlichen Kenntniß.

Nr. 29. Oels, den 18. Januar 1888.
Jch bringe hierdurch zur öffentlichen Kenntniß,

daß der Herr Ober-Präsident der Provinz Schlesien
dem Convent der Elisabethinerinnen zu Breslau die
Genehmigung ertheilt hat, im Monat Oktober dieses
Jahres zum Besten der Krankenanstalt der Elisa-
bethinerinnen eine einmalige Sammlung milder Bei-
träge in Form einer Hauskollekte bei den bemittelteren
Familien im hiesigen Kreise zu veranstalten.

Oels, den 19. Januar 1888.

Personal-Chronik
Vereidigt: a. der Gemeindevorsteher Juli us P ohl

aus Dobrischau als Schiedsmann
für den 15. Bezirk des hiesigen
Kreises;

b. der Bauergutsbesitzer Wilhelm
Lang ner aus Korschlitz als Schieds-
manns-Stellvertreter für den 45. Be-
zirk hiesigen Kreises;

c. ber Stellenbesitzer Fran Stiller
aus Carlsburg als Schö e für die
Gemeinde Carlsburg.

Der Königliche Landrath.
von Kardorff.

Nr. 30.
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B. Bekanntmachungen anderer Behörden.
. Oels, den 13. Januar 1888.

Steckbrief.
Gegen den Knecht Johann Janko aus Mokrau,

Kreis Pleß, zuletzt zu Obrath, Kreis Oels, welcher
flüchtig ist, ist die Untersuchungshaft wegen Dieb-
stahls verhängt.

Es wird ersucht, «denselben zu verhaften und in
das nächste Amtsgerichtsgefängniß abzuliefern. —-
J. 2003/87.

Der Erste Staatsanwalt.

Poln.-Wartenberg, den 6. Januar 1888.
Steckbrtef.

Gegen den Knecht Florian Kempa, geboren
am 4. Mai 1863 zu Opatow, welcher sich zuletzt im
Kreise Oels aufgehalten haben soll, ist die Unter-
suchungshaft wegen gefährlicher; vorsätzlicher Körper-
verletzung verhängt. .

Es wird ersucht, denselben zn verhaften und m
unser Gerichtsgefängniß abzuliefern. Aktenz D. 103/86.

Königliches Amtsgericht.  

Glogau, den 16. Januar 1888. «

Bekanntmachung.
Der Wehrmann (Arbeiter) Ernst Schnatalla,

geboren am 14. Januar 1857 in Poln.-Ellguth,
Kr. Oels, gedient vom 5. November 1877 bis
11. Februar 1881 beim Husaren-Regiment Nr. 5,
wird von dem unterzeichneten Commando als »un-
ermittelt“ geführt.

Alle Recherchen nach p. Schnatalla sind bis
jetzt ohne Erfolg gewesen, und wird erfucht, denselben
im Ermittelungsfalle anzuweisen, sich bei dem unter-
zeichneten Bezirks-Commando sofort eventl. schriftlich
zu melden. Gleichzeitig wollen diejienigen, welche
über den gegenwärtigen Aufenthalt des Genannten
Auskunft zu geben vermögen, dieselbe hierher ge-
langen lassen.

Königliches Bezirks-Commando

des Reserve-Landwehr-Bataillons (Glogau) Nr.37.
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Beilage zu Nr. 3 des Oelser Kreisblattes

 

_.____._——

Die Bndgetrede des Finanzmintfters.
Wie bis vor einigen Jahren üblich, hat der Finanz-

minister diesmal bei-Einbringung des Staatshaushalts-
etats für das Jahr 1888/89 im Abgeordnetenhause in
einem umfassenden Vortrage die Finanzlage Preußens
beleuchtet, indem er das Ergebniß des abgeschlossenen
Rechnungsjahres 1886/87 sowie das vermuthliche Re-
sultat des laufenden Jahres darlegte und den Voran-
schlag für das zukünftige Etatsjahr erläuterte. Nach
allen drei Richtungen hin waren die Mittheilungen in
hohem Maße erfreulich ; sie bekunden eine bedeutende
Verbesserung der Finanzlage Preußens für die beiden
zurückliegenden Jahre und ziehen daraus für das
kommende Jahr die Nutzanwendung durch die Inan-
griffnahme der längst geplanten Reformen in Gestalt
von Gehaltsaufbesserungen wie von Erleichterung der
Volksschullasten für die Gemeinden.

Die Besserung der Finanzlage ist in erster Linie
eine Folge des Ausschwungs der Staatseisenbahnein-
nahmen, sodann aber auch der Einnahmen aus den
direkten und indirekten Steuern, der Bergwerksver-
waltuiig, sowie von Zinseisparungen, während ans der
andern Seite in etwas die verringerten Ergebnisse der -
Domänen-, Forst- nnd landwirthschaftlichen Verwal-
tung hemmend einwiiken. Das Etatsjahr 1886/87
hat in Folge dieser Verhältnisse nach Abzug des für
jenes Jahr bewilligten Anleihebetrags von 12 Millio-
nen M. und nach Abng von 374 Millionen M.,
um welchen sich die Staatsschuld vergrößerte-, einen
reinen Mehrüberschuß von 16 Millionen M. ergeben.
Das laufende Jahr wird vermuthlich nach Abzug von
Mindereinncihmen und Mehrausgaben im Betrage
von 15 Millionen M. und nach Abzug der für das
Jahr ursprünglich vorgesehenen Anleihe von über
40 Millionen M., immer noch einen reinen Ueberschuß
von 28 Millionen M. aufweisen. Beide Jahre haben
also trotz der ursprünglich für nothwendig erachteten
Anleihen thatsächlich ohne Anleihe oder Defieit, sondern
mit Ueberschüssen abgeschlossen: in dem ersten Jahre
sind hierbei die Eisenbahnen mit 12 Millionen, im
laufenden Jahre voraussichtlich mit mindestens
37 Millionen M. betheiligt.

, Diese günstigen Gesammt-Ergebnisse der betreffenden
beiden Jahre·find, abgesehen von einer Mehrüberwei-
sung von Seiten des Reichs für das letztere Jahr, im
Wesentlichen unabhängig von der im vergangenen
Sommer durchgeführten Branntweinsteuerreform Zieht
man dies in Betracht, so erklärt fich, daß für das
kommende Jahr, wo Preußen vom Reich in Folge
der Branntweinsteuerreform bedeutende Mehrüberwei-
sungen erhalten wird, Mittel verfügbar sind, welche
es gestatten, mit den längst geplanten Erleichterungen
einen Anfang zu machen. Der Herr Minister hat
dieselben in folgender Weise näher bezeichnet:
· 1. für die Aufbesserung der Gehälter der Geist-

lichen sind in den Etat 744000 M. eingestellt ; da-
durch sollen die niedrigen Pfarrgehälter der evange-
lischen Kirche bis auf 3600 M.‚ die der katholischen
Kirche bis auf 2400 M. erhöht werden ;  

 

2. verzichtet der Staat auf die bisher etwas über
6 Millionen Mark betragende Einnahme aus den
Wittwen- «-und Waisenkassenbeiträgen der Beamten;
hiervon werden die Beamten mit weniger als 9000 M.
Einkommen und weniger als 5000 M. Pension den
größeren Vortheil haben ;

3. werden 20 Millionen Mark zur dauernden
Erleichterung der Volksschullasten verwendet. Es ge-
schieht dies dadurch, daß von dem Einkommen eines
ersten Lehrers 400 M.‚ eines zweiten Lehrers 200 M.,
eines Hilfslehrers und dem einer Lehrerin 100 M.
jährlich von der Staatskasse übernommen werden
sollen. Diese Zuwendungen sollen unter der Bedin-
gung erfolgen, daß überall das Schulgeldaufgehoben
wird. Diese Erleichterung kann aber wegen der zu
ihrer Durchführung nothwendigen Verhandlungen mit
den Gemeinden erst vom 1. Oktober ab in Kraft
treten, so daß für dieses Jahr hierfür nur 10 Millio-
nen in Betracht kommen.

Der Minister erwähnte auch den leicht hierbei
zu machenden Einwurf, ob wir denn dauernd in der
Lage fein werden, für die bezeichneten Zwecke so viel
Geld zu verwenden, und er beantwortete diese Frage
unbedenklich bejahend. Bei der großen Vorsicht, mit
welcher unsere Finanzverwaltung vorzugehen gewöhnt
ist, dürfte in der That ein Grund zu jener Vesorgniß
nicht vorhanden sein. Wir sind jetzt, nachdem größere
Hülfe-quellen im Reich erschlossen sind, in der Lage,
die Erfüllung eines der Hauptzwecke, deren wegen die
Reform unternommen wurde, in Angriff zu nehmen:
die Erleichterung der Conimunal- und Schullaften und
die Verbesserung der finanziellen Lage der Beamten.
Wenn im Reich die Vermehrung der Steuern stets
mit dem Hinweis verdächtigt wurde, daß man nicht
wisse, wozu die Einnahmen dienen sollen, und wenn
früher die Verwendungsgesetze in Preußen stets durch
den Einwand zu Falle gebracht wurden, daß man
über Summen, die nicht vorhanden, keine Bestimmung
treffen könne, so sind wir jetzt endlich glücklicherweise
aus der Zwickniühlenpolitik herausgekommen und der
Versuch mit dem Ei des Colombus ist geglückt: Wir
haben das Geld und wir verwenden es in zweckmäßiger
Weise zu Erleichterungen Der Wunsch des Ministers,
eine wohlwollende Kritik an den gemachten Vorschlägen
zu üben, wird unter diesen Umständen gewiß in Erfül-
lung gehen. Der gute Eindruck seiner Darlegungen
bürgt dafür.

Das Socialistengefetz.

Dem Reichstag, welcher am 17. Januar seine
Thätigkeit wieder aufgenommen hat, ist nunmehr auch
der Gesetzentwurf wegen Verlängerung der Gültigkeits-
dauer des Soeialistengesetzes vorgelegt worden. Der-
selbe beschränkt sich nicht nur wie die bisherigen ähn-
lichen Entwürfe auf den Vorschlag einer Verlängerung,
für welche diesmal fünf Jahre —- also bis zum
30. September 1893 —- erfordert werden, sondern be-
antragt auch eine Verschärfung in mehreren Punkten:
es sollen hierdurch Mängel des bisherigen Gesetzes



beseitigt werden, deren Fortbestehen den heilsamen
Erfolg desselben zu beeinträchtigen geeignet ist;

Ueber die wohlthätigen Wirkungen des bisherigen
Gesetzes kann ein Zweifel bei Denen, die nicht von
vornherein Ausiiahmemaßregeln principiell ablehnen,
nirgends obwalten: durch dasselbe ist die socialdemo-
kratische Bewegung in ihrer öffentlichen Bethätigung
eingeschränkt worden, es ist nicht nur der wüsten
öffentlichen Agitation ein Damm entgegengestellt,
sondern es sind auch ernstere Störungen der öffent-
lichen Ordnung und des öffentlichen Friedens, wie sie
in Belgien, Frankreich, Holland und England zu be-
obachten waren, verhindert worden; auch gelang es,
die socialdemokratische Bewegung von den rein länd-
lichen Districteii bisher fern zu halten. Dagegen ist
nicht zu leugnen, daß die Socialdeiuotratie als Partei
in uiiveräiiderter Stärke fortbesteht und daß sie noch
immer mit ihren revolutionären Tendenzen der Ge-
sellschaft und dem Staat unversöhnlich gegenübersteht,
Anzeichen einer Besserung nach dieser Richtung sind
bisher nicht wahrgenommen

Da sich in absehbarer Zeit diese Verhältnisse
schwerlich ändern werden, so ist, wie die Begründung
des Gesetzes ausführt, gerade mit Rücksicht hierauf
und weil auch vor der Hand eine Wirkung der social-
politischen Gesetzgebung nicht zu erwarten ist, für die
Aufrechterhaltung des Gesetzes eine längere Dauer ———
nämlich fünf Jahre —- gefordert worden, damit das
Land bei kürzeren Fristen nicht fortwährend von
Neuem durch die mit dem Antrag auf Verlängerung
verbundenen Berathungen in Aufregung versetzt werde.

Soweit aber eine nicht genügende Wirkung des
bisherigen Gesetzes zu eonstatiren ist, liegt die Noth-
wendigkeit der Beseitigung der Mängel auf der Hand,
die den vollen und berechtigter Weise zu erwarten
gewesenen Erfolg verhindert haben. Diese Mängel
müssen in den unzulänglichen Bestimmungen gesucht
werden, mit welchen die Verbreitung verbotener social-
demokratischer Druckschristen bisher zu bekämpfen ver-

sucht wurde. Trotz aller Wachfamkeit der Behörden
hat bisher nicht verhindert werden können, daß der

in Zürich erscheinende ,,Soeialdemokrat« in 10,000

Exemplaren, ebenso die anarchistischen Blätter ,,Freiheit«
und ,,Autonomie« in mehreren Tausend Exemplaren

in Deutschland verbreitet werden. Es ist klar, daß

ein derartig starker Vertrieb die Wirksamkeit und den

Erfolg des Gesetzes zum großen Theil hinfällig machen

muß. Den in dieser Weise gesteigerten Anstrengungen
der Socialdemokratie gegenüber muß die Gesetzgebung
mit schärferen Mitteln entgegenzutreten suchen.» Aus

verschiedenen Prozessen, besonders durch den Freiberger

Socialistenprozeß, ist bekannt geworden, daß von der

socialdemokratischen Parteileitung in planmäßiger

Weise in fast allen größeren Städten und Industrie-

bezirken Verbindungen organisirt worden sind,deren aus-

gesprochener Zweck darauf gerichtet ist, der socialde-

mokratischen Parteipresse unter den Arbeitern Eingang

zu verschaffen und dem Soeialistengesetz entgegenzu-

wirkenz Mitglieder solcher Verbindungen sind bisher

aus § 129 des Strafgesetzbuchs (Gefängniß von drei

Monaten bis zu zwei Jahren) bestraft worden. Fort-

szan soll nun nach dem neuen Entwurf auch gegen

Mitglieder solcher Verbindungen, weil sie die Verbreitung

 
 

von verbotenen Druckschriften mittelbar fördern, eben-
so wie dies gegenüber berufsmäßigen Agitatoren schon
Ietzt möglich war, neben der Freiheitsstrafe auf Zu-
lassigkeit der Einschränkung ihres Aufenthalts erkannt
werden dürfen. Darüber hinaus soll aber auch —-
und hierin liegt der Schwerpunkt der vorgeschlagenen
Aenderungen — auf die Zulässigkeit der Entziehung
der Staatsangehörigkeit von dem ordentlichen Richter
erkannt werden Iönnen, eine Strafe, die auch gegen
gewerbsinäßigeAgitatoren, welche unmittelbar Druck-
schriften verbreiten, sowie wegen Betheiligung an einem
Perbostelilien socialdemokratischen Vereine fortan zulässig
ein o .

· „ Aus der Nothivendigkeit, gegen die Preßagitation
scharfer und» wirksamer wie bisher vorzugehen, erklären
sich auch die Verschärfungen der Strafbestimmungeu
wegen Verbreitung von Druckschrifteu, deren höchstes
Mnß bisher sechs Monate betrug und aus ein Jahr
erweitert werden soll, und ebenso die Erweiterung des
Strafuiaßes für berussniäßige Agitatoren, dessen
Mindeftniaß fortan zwei Jahre betragen soll.

_ Haben diese Verschärfuiigen, wie angedeutet,
ihren Grund in der Nothwendigkeit der Verhiiiderung
der gesteigerten socialdemokratischen Preßagitation, so
enthält der Entwurf noch einen durch aiiderweite Er-
wägung begründeten Vorschlag: Die Bestrafung der
Theilnahme von Deutschen an ausländischen social-
deniokratischen Versammlungen mit Gesängniß und da-
neben mit Entziehung der Staatsaiigehörigktit.

Diese hier in Kürze dargelegten Verschärfungen
haben in einem großen Theile-. der Presse, noch ehe
sie dem Reichstage mitgetheilt wurden, eine lebhafte
Erörterung hervorgerufen. Wir werden uns hiermit
noch zu beschäftigen haben. Für heute wollen wir
nur die Ueberzeugung aussprechen, daß die Ver-
schärfung nur aus dem Gefühl der Verantwortlichkeit
für die Aufrechterhaltung der durch die gesteigerten
Ariftrengungen der Soeialdemokratie stärker bedrohten
inneren Ordnung hervorgegangen sind, und daß, wenn
diese Verschärfungen abgelehnt werden, die Verant-
wortung hierfür auf diejenigen zurückfallen wird, welche
sich weigern, die zur Aufrechterhaltung von Staat
und Gesellschaft nothwendigen Waffen zu schärfen.

 

Die gelesenste Gartenzeitschrift —— Auflage 36 003! _— «ist

der praktische Rathgeber tm Obst- und Gartenbaik —»ertchemt

jeden Sonntag reich illustrirt. Abonnement nierteljahrlich 1 M.

Probenummern gratis und franko durch die Königliche Hof-

buchdruckerei Trowitzsch und Sohn in Frankfurt a. O.

Aus dem Inhalt der neuesten Nummer: Ein dankbaer
Topsgewächs, die echte Akazie [Acacia lophanta] ‚(illuftrt'rty

—- Edle Reben. Beobachtungen und Winke. —- Praktische Winke

über das Verpflanzen älterer Bäume (illustr.irt). —- Genüsse-

forten für den Hausgarten. —- Wie man 1unge Obstbäume

beschneidet (illuftrirt). — Lehrer A. unb sein Schulgarten

illustrirt). —- Unsere besten Obstsorten. — Garten- Rundschau.

— Kleinere Mittheilungen (illustrirt). —- Die Vertheilung der

-Obstpreise. — Briefkaften. — Frage an die Mitarbeiter

und Leser.



Kirchlikhe Nachrichten.
Am 3. Sonntage nach Evipbanias

predigen in der Schloßkirche:
st) Frühpredigt 61X2 Uhr : Herr Pro st Thielmann

*) Amtspredigt 9 Uhr: Herr Dia onus Btehler.
s) Nachmittagspredigt 11/2 Uhr: Herr Super-

intenden Ueberschär. ·

*) Beichte früh 1/g9 Uhr: Herr Supermtendent
eberi är.

Mkntagschden 23. Januar, Abends 7 Uhr
Bibelstunde: Herr Diakonus Btehler.

Wochenvredigt: » -
Donnerstag, den 26. Januar, fruh 872 Uhr:

Herr Diakonus Biehler. „

Amtswoche: Herr Superintendent Ueberschar.

W für die evangel. Anstalten in Je-
rusalemz

""""·"·"·S"1"ib·iiiission.
 

Ich have mich hiersctoft als Rechts-minnt
niedergelassen Meine Kanzlei befindet sich
im 1. Stock der·Adler-Avotheke am Ringe.

Oels, im Januar 1888.

Bilewsky, Rechtsanwalt.
Holz-Verkauf.

Freitag, den 27. Januar cr.,
sollen im Forstrevier Patschkey

l. das ErlensStrauchholz längs der Vielguther Wiesen,
2. im Langererlich das auf einer Fläche von 10 Morgen und
3. im Mittelerlich das auf einer Fläche von ca. 20 Morgen befindliche

Laubholz, _ ·
sämmtlich Ttehend in Loosen, .

4. das bei der Durchforstung im Langererlich gewonnene Laubholz,

 

 Die Lieferung des Bedarfs an Fleisch,

Mehl, Back- und Colonialwaaren, Wem,

Bier, Hülfenfrüchten, Gegräupe, Milch,

Butter, Eier, grünem Gemüse und

Reinigungsmatersalien bei dem unter-

zeichneten Lazareth soll für das Etats-
jahr 1888/89

am 21. Januar 1888,
Vormittags 10 Uhr,

im diesseitigen Geschäftszimmer vergeben

werden. ' Die Lteferungsbedingungen
liegen daselbst zur Einsicht aus.

Oels. den 6. Januar 1888.

Königliches Garnison-Lazareth.

Dtnniniumff Weidenbach
o erirt

10 Schock schönes, über 2 m
langes

Deckenrohr.
Auskunft ertheilt die Gutsverwaltung

daselbst.

Wer sich vor nassen Füssen schützen
will, der kaufe

Kahl’s_ fchwedische
Jagd-Sktefcl-Schmiere.
Jn Dosen ä 10, 20, 30 Pf. u. s. w.

Niederlage für Oels in der

Germania-Drogerie.
Breslauerstraße 8.

Marktpreis ver Stadt Breslau '
I vom 18. Januar 1888.

 

 

  

5. 57 Haufen Kiefern- und Fichten-Durchforstungsstgngen,
6. 160 trockene Schwarten in Loosen zu je 20 Stuck

meistbietend gegen gleich baare Bezahlung an Ort und Stelle verkauft werden.
Käufer wollen sich früh 9 Uhr auf der Mühlweglinie am Zelte einfinden.

Bernstadt, den 16. Januar 1888.

Die Forstverwaltung des Thronlehns Oels.

Holz-Verkäufe
aus der Königlichen Oberforfterei Rogelwitz,

Kreis Brieg, Post Mangschütz.
Es gelangen zum öffentlichen Ausgebote:

I. Mittwoch, den 25. d. Mts., von Vormittags 91/2 Uhr an,
im Lerche-schen Gasthanse hierüle

1. von neuem Einschlage: Jagen 38 Birken ca. 114 Stück mit 27,14 fm,
16 Stangen l. Cl., 70 rm Scheit. Kiefern Und Fichten ca. 745 Stück,
mit 405,83 fm, 144 Stück fichtene Stangen l.——lll. Cl. und ca. 123 rm
Kiefernscheit.

2. vom alten Einschlage: Brennholz aus dem ganzen Reviere nach Vorrath
und Bedarf.

II. Mittwoch den 1. Februar cr.,
im kranker-schen Gasthause zn Groß-Leubusth,

1. vom neuen Einschlage, verwiegend in größeren Loosen,

von Vormittags 972 Uhr an,
Jagen 91und 92: Eichen ca. 11 Stück mit 4,66 fm, Scheit 28 rm,

Stockholz 16 rm.
Kiefern ca. 1044 Stück mit 636,61 fm, Stockholz

- 236 rm.
Flchten - Scheit ca. 5.rm.
Kiefern (1V. Cl.) ca.

Scheit 178 rm.
. Fichten - Scheit 65 rm, Knüppe124rm, Stockholz 75 rm.

Die Kiefern-Langhölzer sind meist von recht guter Beschaffenheit und liegen
1 resp. 1,5 und 3 km von der Chaussee Brieg-Mangschütz entfernt, bequem

Jagen 144: 175 Stück mit 118,94 fm,

 

Weizen, welibßer . . "16 20 15 80 14 80 zmå Abehrslt E schl
» ge er . 16 — 15 30 14 70 . vom a en in age von Nachmittags 2 Uhr an-Ro _ . '0512:3033, : : I : I Iå 38 H 28 18 _ Brennholz aus dem ganzen Reviere nach Vorrath nnd Bedarf.

axefr ...... m 60 10 m 9 40 » Rogelwitz, den 16. Januar 1888.
ren. ...... 15—14—1050 °°Lupinen per 100 Kilogr.· gelbe 7,20 bis Der Obct forftcr.7,50—8,00 M» blaue 6,40—7,00—7,50 M. «Spiritus per 100 Liter (excl. 50 Mark Ver-
auchsabgabe) 47,50 Mari.
Heu per 50 Kilogr. 2,50-—2,80 M.

br Formulare   ) Roggenstroh per 600 Kilogr. 22,00-—24,00M.
zu staatsanwaltlichen Zeugenverne man an

sind Voträthig in A. Ludwig’s Hofbuchdruckerei. h g.




